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Geleitwort

Thomas Zimmermanns hat mit diesem Aufsatz einen wichtigen Beitrag zum politi-
schen Gespräch über das geplante Antidiskriminierungsgesetz geliefert. Alle, die sich 
mit dem Gesetz auseinandersetzen – vor allem aus Interesse an Wahrung der Religions-
freiheit – tun gut daran, diesen Beitrag sorgfältig zu studieren. Die Bedenken, die schon 
bei der Vorlage der EU von der Europäischen Evangelischen Allianz vorgebracht und 
teilweise in dem Gesetz beachtet wurden, werden hier sachlich und deutlich aufgeführt. 
Hinzu kommen Bedenken allgemein rechtlicher Art, z.B. die Frage der Beweislast, die 
unserem bisherigen europäischen Rechtsempfinden nicht entsprechen. Ich kann diesen 
Artikel zum sorgfältigen Studium nur empfehlen.

Pfr. Dr. Paul C. Murdoch, Vorsitzender des AKREF

Grundlage der vorliegenden Untersuchung ist das Antidiskriminierungsgesetz 
(ADG), wie es im Januar 2005 durch den Bundestag von der rot-grünen Regierungs-
mehrheit beschlossen, aber später vom Bundesrat abgelehnt wurde. Am 7. März 2005 
wurde der Entwurf im Rahmen einer Expertenhörung im Bundestag kontrovers dis-
kutiert. Auch wenn der Entwurf höchstwahrscheinlich nachgebessert wird, veröffent-
lichen wir den Aufsatz von Thomas Zimmermanns schon jetzt, da die Warnung vor 
denkbaren Folgen des Gesetzes möglicherweise dazu beiträgt, daß es doch noch zu Fall 
kommt bzw. mißbrauchsanfällige Inhalte wie die „Beweislastumkehr“ oder die „Sam-
melklagen kleiner Vereine“ gestrichen werden.

Dr. Thomas Schirrmacher, Geschäftführer des AKREF und Rektor des Martin Bucer Seminars

Zielsetzung
•  Gebetsanliegen und Informationen erfor-

schen, sammeln und versenden
•  Den Weltweiten Gebetstags für verfolgte 

Christen (November) zu organisieren
•  Jährlich ein Jahrbuch (idea-Dokumentation) 

zur Christenverfolgung, sowie weitere Bücher 
herauszugeben

•  Rechtliche und anwaltliche Vertretung für 
verfolgte Christen zu ermöglichen

•  Presse, Politiker und Kirchenführer auf die 
Probleme verfolgter Christen aufmerksam zu 
machen

•  Referenten für Gemeinden zur Arbeit des 
AKREF und zu Fragen der Christenver-fol-
gung, Menschenrechte und Religionsfreiheit 
zu vermitteln

•  Bei Briefaktionen und Unterschriftenlisten 
zu beraten

Arbeitskreis Religionsfreiheit –  
Menschenrechte und Einsatz für  
verfolgte Christen (AKREF)
der Deutschen und der Österreichischen
Evangelischen Allianz
Friedrichstr. 38/Adenaueralle 11
D-53111 Bonn
www.ead.de/akref  
E-Mail: Schirrmacher@ead.de
Vorsitzender: Pfr. Dr. Paul C. Murdoch, 
Sachsenheim, Murdoch@ead.de
Geschäftsführer: Prof. Dr. Thomas 
Schirrmacher, Bonn; Mitglied der interna-
tionalen Kommission
Generalsekretär weltweit: Pfr. Johan  
Candelin, Finland; candelin@kolumbus.fi
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1 Die bisherige Rechtslage

Das Recht jedes Bürgers auf Gleich-
behandlung und der Schutz vor sachlich 
nicht gerechtfertigter Ungleichbehand-
lung ist gegenüber dem Staat und seinen 
Organen in den europäischen Staaten 
schon seit langem verfassungsmäßig 
garantiert. In Deutschland ist dies in Art. 
3 Abs. 3 S.1 GG geschehen. Hiernach 
darf niemand wegen seines Geschlechts, 
seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden. S. 2 verankert 
darüber hinaus ein Benachteiligungsver-
bot wegen einer Behinderung.

Dieses Verbot der Ungleichbehandlung 
galt bislang jedoch nicht im Privatrecht. 
Dort hatte bislang jeder Bürger die Frei-
heit, nach eigenem Ermessen zu entschei-
den, ob, mit wem und zu welchen Bedin-
gungen er Rechtsgeschäfte (wie Arbeits-, 
Kauf- oder Mietverträge) mit anderen 
abschließen wollte.1 Dementsprechend 
konnte er auch Vertragsangebote Dritter 
zurückweisen, und zwar unter Angabe 
beliebiger Gründe wie auch ohne Angabe 
von Gründen.

2 Die Entstehungsgeschichte   
 des Antidiskriminierungs- 
 gesetzes

Im Jahre 2000 traten zwei Richtli-
nien des Europarates in Kraft, die den 
Gleichbehandlungsgrundsatz auch auf 
weite Teile des Privatrechts ausdehnen 
wollen. Die Richtlinie 2000/43/EG vom 
29.06.2000 sieht das Verbot der Benach-
teiligung wegen der Rasse oder der eth-
nischen Herkunft für den gesamten 
Bereich des Arbeitslebens, die Bereiche 
Soziales und Bildung und den Zugang 
zu und die Versorgung mit Gütern und 
Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit 
zur Verfügung stehen, einschließlich von 
Wohnraum. In einer weiteren Richtli-
nie des Rates vom 27.11.2000 wird das 
Benachteiligungsverbot auf die Merkmale 
Geschlecht, Alter, Behinderung, Religion, 
Weltanschauung und sexuelle Orientie-
rung ausgeweitet, jedoch nur bezogen auf 
den Bereich des Arbeitsrechts.

Zugleich sehen diese Richtlinien vor, 
dass sie in die Rechtsordnungen der ein-
zelnen EU-Staaten umgesetzt werden 
und dies soll in Deutschland mit dem 
vorliegenden und in den Bundestag ein-
gebrachten Entwurf eines Antidiskrimi-
nierungsgesetzes (ADG) geschehen.

Das Antidiskriminierungsgesetz – 
Was Christen davon zu erwarten haben
Thomas Zimmermanns
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3 Der Inhalt des ADG2 

3.1 auf dem Gebiet des  
Arbeitsrechts

Das ADG sieht entsprechend der EU-
Richtlinie vom 27.11.2000 in § 1 und 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vor, dass niemand 
wegen der Merkmale Rasse, ethnische 
Herkunft, Alter, Geschlecht, Behinde-
rung, Religion, Weltanschauung oder 
sexueller Identität bei der Einstellung in 
ein Arbeitsverhältnis oder hinsichtlich 
der Arbeitsbedingungen oder der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses benachtei-
ligt werden soll. Das bedeutet vor allem, 
dass kein Bewerber bei einer Stellenaus-
schreibung zurückgewiesen werden darf, 
weil er Schwarzer oder Weißer ist, einer 
anderen Ethnie zugehört, weil er zu alt 
(oder zu jung), eine Frau (oder ein Mann) 
ist, weil er behindert ist, weil er Christ, 
Moslem oder Atheist ist oder weil er 
homosexuell ist. Auch darf niemandem 
im Rahmen eines bestehenden Arbeits-
verhältnisses aus einem solchen Grund 
gekündigt werden. 

Hinzu kommen in § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 
4 weitere Verbote der Ungleichbehand-
lung auf dem Gebiet der Arbeitsverhält-
nisse, in Nr. 5 und 6 auf dem Gebiet des 
Sozialwesens, in Nr. 7 im Bereich der Bil-
dung und in Nr. 8 betr. Zugang zu und 
Versorgung mit Gütern und Dienstleis-
tungen.

Eine Benachteiligung aus einem der 
in § 1 ADG genannten Gründe ist gem. 
§ 8 Abs. 1 Nr. 2 ADG lediglich dann 
zulässig, wenn dieser Grund „wegen der 
Art der auszuübenden Tätigkeit oder 

der Bedingungen ihrer Ausübung eine 
wesentliche und entscheidende berufliche 
Anforderung darstellt, sofern der Zweck 
rechtmäßig und die Anforderung ange-
messen ist“. Das bedeutet etwa, dass ein 
Mann bei der Stellenausschreibung eines 
Mannequins oder ein Beinamputierter bei 
einer Bewerbung als Dachdecker zurück-
gewiesen werden darf. Ebenso könnte 
sich bereits hieraus ein Recht christlicher 
Kirchen ergeben, andersgläubige Bewer-
ber für den Verkündigungsdienst zurück-
zuweisen (näher unter 5). Im Einzelnen 
ist diese Einschränkung des Diskriminie-
rungsverbots begrifflich sehr unklar und 
wird wohl von den Gerichten in einer 
Vielzahl von Urteilen näher präzisiert 
werden müssen.

Gem. § 9 Abs. 1 ADG ist eine unter-
schiedliche Behandlung wegen der Reli-
gion oder Weltanschauung bei Religions-
gesellschaften oder Vereinigungen, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer 
Weltanschauung zur Aufgabe machen, 
auch zulässig, „wenn eine bestimmte Reli-
gion oder Weltanschauung angesichts des 
Selbstverständnisses der jeweiligen Reli-
gionsgesellschaft oder Weltanschauungs-
vereinigung nach der Art der bestimmten 
beruflichen Tätigkeit oder der Bedingun-
gen ihrer Ausübung eine wesentliche, 
rechtmäßige und gerechtfertigte Anforde-
rung darstellt“. Das dürfte bedeuten, dass 
von dem Bewerber als Verkündiger einer 
Religionsgesellschaft verlangt werden 
kann, dass er der gleichen Religion wie 
die betreffende Religionsgemeinschaft 
angehört, sodass eine christliche Kirche 
einen Moslem oder Atheisten als Bewer-
ber als Pastor oder Prediger zurückweisen 
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kann (näher unter 5). Es ist offensichtlich, 
dass auch insoweit völlig unklar ist, wann 
und inwieweit die Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Religion oder Weltanschau-
ung „eine wesentliche, rechtmäßige und 
gerechtfertigte Anforderung“ darstellt. 

Schließlich ist gem. § 21 Nr. 4 ADG 
eine Benachteiligung wegen der Religion 
im Bereich des Zivilrechts auch dann 
zulässig, wenn dies im Hinblick auf die 
Ausübung der Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit oder des Selbstbestim-
mungsrechtes der Religionsgemeinschaf-
ten gerechtfertigt erscheint. Dass selbst 
bei einer extensiven Auslegung dieser 
Ausnahmen von dem Benachteiligungs-
verbot bei weitem nicht alle Probleme für 
christliche Kirchen und Vereinigungen 
behoben sind, wird unter 5 näher darge-
stellt werden.

In § 8 Abs. 1 und § 10 ADG ist auch eine 
Benachteiligung wegen des Geschlechts 
oder des Alters unter den dort genannten 
Voraussetzungen zulässig.

b) Rechtsfolgen
Im Falle eines Verstoßes gegen das Dis-
kriminierungsverbot kann der Betroffene 
gem. § 15 Abs. 1 ADG eine angemes-
sene Entschädigung in Geld verlan-
gen. Wie hoch diese Entschädigung ist, 
sieht das ADG nicht vor. Für die Höhe 
der Entschädigung soll laut amtlicher 
Begründung zum Gesetzesentwurf auch 
maßgeblich sein, ob jemand wegen meh-
rerer Diskriminierungsmerkmale benach-
teiligt wurde.3

c) Beweislast
Das ADG verlangt in § 23, dass im 
Streitfall „die eine Partei“, d.h. derje-

nige, der behauptet, im Sinne des ADG 
rechtswidrig benachteiligt worden zu 
sein, Tatsachen glaubhaft macht, die 
eine Benachteiligung wegen eines in § 1 
ADG genannten Grundes (Rasse, ethni-
sche Herkunft usw.) vermuten lassen. In 
diesem Fall muss der Beklagte beweisen, 
dass andere, sachliche Gründe die unter-
schiedliche Behandlung rechtfertigten 
oder dass ein Ausnahmetatbestand vor-
liegt, der die Benachteiligung wegen eines 
der in § 1 ADG genannten Gründe zuläs-
sig macht.

„Glaubhaft gemacht“ sind solche Tat-
sachen etwa dann, wenn der Kläger etwa 
durch Zeugen bestätigt darlegt, dass der 
Arbeitgeber oder einer seiner Mitarbeiter 
in dem Vorstellungsgespräch bzw. im Ver-
lauf des Arbeitsverhältnisses eine abfällige 
Bemerkung über die Rasse, die ethnische 
Herkunft, die Religion usw. des Klägers 
gemacht hat. Die Glaubhaftmachung 
reicht aus; ein Beweis dieser Tatsachen ist 
nach dem Gesetz nicht erforderlich.

d) Prozessuale Fragen
Gem. § 24 Abs. 2 ADG können sog. Anti-
diskriminierungsverbände als Bevoll-
mächtigte und Beistände von Klägern 
gerichtlich auftreten. Werden ihnen die 
Ansprüche auf Schadensersatz abgetre-
ten, so können sie diese auch an Stelle 
der Betroffenen einklagen (§ 24 Abs. 4 
ADG).

3.2 auf dem Gebiet des übrigen 
Zivilrechts

a) Weitere Rechtsgebiete
Auch für weitere Gebiete des Zivilrechts 
gilt das ADG, so z.B. im Kauf-, Miet- und 
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Versicherungsrecht (§§ 2 Abs. 1 Nr. 8, 20 
Abs. 1 ADG). Ungeschriebene Vorausset-
zung hierfür ist, dass die Bereitschaft zum 
Abschluss eines entsprechenden Vertrages 
gegenüber der Öffentlichkeit (so z.B. bei 
Ladengeschäften, Hotels und Gastwirt-
schaften) oder sonst gegenüber einem 
unbestimmten Personenkreis zum Aus-
druck gebracht wurde (so z.B. bei Insera-
ten, Aushängen o.ä.).

§ 1 Abs. 1 Nr. 8 ADG enthält ein Dis-
kriminierungsverbot für den Zugang 
zu und die Versorgung mit Gütern und 
Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit 
zur Verfügung stehen, einschließlich 
Wohnraum. 

Gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 ADG ist eine 
Benachteiligung wegen eines in § 1 
genannten Grundes bei der Begründung, 
Durchführung und Beendigung zivil-
rechtlicher Schuldverhältnisse unzuläs-
sig, die typischerweise ohne Ansehen der 
Person zu vergleichbaren Bedingungen in 
einer Vielzahl von Fällen zustande kom-
men (Massengeschäfte) oder bei denen 
das Ansehen der Person nachrangige 
Bedeutung hat.

Das bedeutet, dass die Ablehnung des 
Vertragsschlusses aus den in § 1 ADG 
genannten Gründen etwa bei den stan-
dardisierten Kaufverträgen des Alltags 
(Laden, Gaststätte usw.) unzulässig ist, 
bei denen die Person des Vertragspart-
ners der Sache nach im Allgemeinen weit 
gehend gleichgültig ist. Allerdings han-
delt es sich auch hier um einen unschar-
fen Tatbestand, der in vielen Grenz- und 
Zweifelsfällen gerichtlich ausgelegt und 
präzisiert werden muss. Fallen etwa Miet-
verträge auch darunter? Hier wie bei Dau-

erschuldverhältnissen allgemein ist doch 
die Person des Vertragspartners nicht 
„von nachrangiger Bedeutung“, da hier 
eine langfristige vertragliche Beziehung 
begründet wird, bei der es auf die Person 
des Vertragspartners und auf das Ver-
trauen zu ihm ankommt. Der Gesetzes-
entwurf geht jedoch davon aus, dass auch 
Mietverträge dem Diskriminierungsver-
bot unterliegen; dies ergibt sich schon 
aus § 2 Abs. 1 Nr. 8 ADG, wo es heißt: 
„Versorgung mit Gütern und Dienstleis-
tungen ... einschließlich Wohnraum“. 

Ebenso ist unklar, ob nur gewerbliche 
Verkäufer und Vermieter dem Gesetz 
unterliegen oder auch private. Hier 
wird, gestützt auf den Begriff „Massen-
geschäfte“ in § 20 Abs. 1 Nr. 1 ADG 
angenommen, dass damit nur gewerb-
liche Verkäufer und Vermieter (wie z.B. 
Ladengeschäfte und Wohnungsbaugesell-
schaften) gemeint sein können.4 Aber wie 
aus § 20 Abs. 5 S. 1 und S. 2 ADG hervor-
geht, scheint der Gesetzgeber eine solche 
Einschränkung nicht vorzusehen. Denn 
wenn es dort heißt, dass die Vorschrif-
ten dieses Abschnitts keine Anwendung 
findet, wenn ein besonderes Nähe- oder 
Vertrauensverhältnis zwischen den Ver-
tragsparteien besteht und dass dies bei 
Mietverhältnissen insbesondere dann der 
Fall sein „kann“, wenn der Vermieter auf 
dem Mietgrundstück wohnt, so folgt im 
Umkehrschluss, dass es in allen übrigen 
Fällen Anwendung finden soll. Jedenfalls 
werden die Gerichte auch hier einiges an 
Auslegungsarbeit zu leisten haben.

§ 21 ADG enthält für das Zivilrecht 
noch eine Ausnahme von der Geltung des 
Diskriminierungsverbots (außer für die 
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Benachteiligung wegen der Rasse oder 
der ethnischen Herkunft), nämlich wenn 
ein „sachlicher Grund“ für die Ungleich-
behandlung vorliegt. Dies „kann“ insbe-
sondere dann der Fall sein, wenn einer der 
in den Nr. 1–5 genannten Tatbestände 
vorliegt. Diese sind jedoch zum Teil 
unklar, ja unverständlich (vergl. Nr. 1: 
„wenn die unterschiedliche Behandlung 
der Vermeidung von Gefahren, der Ver-
hütung von Schäden oder anderen Zwe-
cken vergleichbarer Art dient“; Nr. 2: 
„wenn die unterschiedliche Behandlung 
dem Bedürfnis nach Schutz der Intims-
phäre oder der persönlichen Sicherheit 
Rechnung trägt“ sowie Nr. 3 „wenn die 
unterschiedliche Behandlung besondere 
Vorteile gewährt und ein Interesse an 
der Durchsetzung der Gleichbehandlung 
fehlt“).

Nr. 4 enthält für den Bereich des Zivil-
rechts eine Ergänzung zu § 9 ADG und 
ermöglicht auch dort eine Ungleichbe-
handlung wegen der Religion oder Welt-
anschauung, falls dies im Hinblick auf 
die Ausübung der Religions- oder Welt-
anschauungsfreiheit oder auf das Selbst-
bestimmungsrecht der Religionsgemein-
schaften gerechtfertigt ist.

Auch die für den Bereich des Versi-
cherungswesens zugelassene Ausnahme, 
nämlich wenn einer der in § 21 S. 1 ADG 
genannten Gründe ein bestimmender 
Faktor „bei einer auf relevanten und 
genauen versicherungsmathematischen 
und statistischen Daten beruhenden 
Risikobewertung ist“, (Nr. 5) schafft nur 
weitere Rechtsunklarheit.5 Gemeint sind 
damit wohl v.a. versicherungstechnisch 
gerechtfertigte unterschiedliche Beiträge 

bei unterschiedlichem Alter, Geschlecht 
und Krankheitsrisiko bzw. Vorerkran-
kungen des Versicherungsnehmers, zu 
denen auch Behinderungen gehören kön-
nen.

Hinzu kommt, dass auch bei Vorlie-
gen dieser Ausnahmetatbestände nach 
dem Wortlaut des Gesetzes ein sachlicher 
Grund wohl vorliegen „kann“, aber nicht 
muss (s.o.).

b) Rechtsfolgen
Gem. § 22 Abs. 1 S. 1 ADG kann der von 
der Benachteiligung Betroffene Besei-
tigung der Beeinträchtigung verlangen. 
Das bedeutet, dass er verlangen kann, so 
gestellt zu werden, wie wenn die Benach-
teiligung nicht erfolgt wäre, d.h. er kann 
den Abschluss eines Vertrages zu entspre-
chenden Bedingungen verlangen. Gem. 
§ 22 Abs. 1 S. 2 ADG kann er auf Unter-
lassung weiterer Beeinträchtigungen 
klagen, wenn solche anzunehmen sind. 
Im Falle der Verweigerung eines Vertrags-
schlusses kann er gem. § 22 Abs. 2 S. 1 
ADG den Abschluss eines Vertrages nur 
dann verlangen, wenn dieser ohne Ver-
stoß gegen das Benachteiligungsverbot 
erfolgt wäre, d.h. wenn die Benachteili-
gung der einzige Grund für die Verwei-
gerung des Vertragsschlusses war und der 
Vertragsschluss noch möglich ist und der 
Gegenstand des Vertrages (Wohnung, 
Kaufgegenstand u.a.) nicht schon ander-
weitig vermietet oder verkauft ist.

Ansonsten hat der Benachteiligte gem. 
§ 22 Abs. 3 ADG Anspruch auf Scha-
densersatz. Liegt kein Vermögensschaden 
vor, so kann er gem. § 22 Abs. 3 S. 3 ADG 
„eine angemessene Entschädigung in 
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Geld“ verlangen. Die Höhe ist auch hier 
im Gesetz nicht festgelegt und müsste im 
Einzelfall durch das Gericht bestimmt 
werden.

c) Beweislast und prozessuale Fragen
Hinsichtlich der Beweislast und der pro-
zessualen Fragen (Prozessstandschaft von 
Antidiskriminierungsverbänden usw.) 
gilt das unter 3.1 c) und d) Gesagte.

4 Die  
 Antidiskriminierungsstelle

Die §§ 26 ff. ADG sehen die Einrich-
tung einer Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes vor. Ihr sind zahlreiche Auf-
gaben zugewiesen. V.a. ist sie Ansprech-
stelle für jeden, der der Ansicht ist, wegen 
einer der in § 1 ADG genannten Gründe 
benachteiligt worden zu sein (§ 28 Abs. 1 
ADG). Diese Personen unterstützt sie bei 
der Durchsetzung ihrer Rechte, und zwar 
v.a. durch Rechtsberatung sowie durch 
Anstrebung einer gütlichen Einigung 
(§ 28 Abs. 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 ADG). 
Darüber hinaus soll sie u.a. Öffentlich-
keitsarbeit betreiben, Maßnahmen zur 
Verhinderung der nach dem ADG verbo-
tenen Benachteiligungen erarbeiten sowie 
wissenschaftliche Untersuchungen zu 
diesen Benachteiligungen durchführen 
(§ 28 Abs. 3 Nr. 1–3 ADG). 

Nach vorläufigen Schätzungen wird 
die Einrichtung der Antidiskriminie-
rungsstelle dem Bundeshaushalt Kosten 
in Höhe von jährlich 5,6 Mill. € verur-
sachen.6 

Hiermit sind nur die aus meiner Sicht 
wichtigsten Inhalte des ADG dargestellt. 
Eine vollständige Darstellung und Erläu-
terung würde den Rahmen dieses Aufsat-
zes sprengen. Bislang (Stand 16.02.2005) 
ist das Gesetz noch nicht in Kraft getre-
ten, sondern erst in 1. Lesung verabschie-
det worden. Aufgrund der rot-grünen 
Mehrheit im Bundestag ist jedoch damit 
zu rechnen, dass es innerhalb der nächs-
ten Wochen in Kraft tritt. Eine Zustim-
mungspflicht des Bundesrates besteht 
(angeblich) nicht.

5 Die Auswirkungen des ADG  
 auf christliche Kirchen und   
 Vereinigungen

Nach der kurzen Darstellung der 
wesentlichen Regelungen des Gesetzes 
soll an dieser Stelle etwas ausführlicher 
erörtert werden, welche Auswirkungen 
das Gesetz auf christliche Kirchen und 
Vereinigungen sowie auf einzelne Chris-
ten als Arbeitgeber, Verkäufer und Ver-
mieter haben kann.

5.1 auf dem Gebiet des  
Arbeitsrechts

Der Schwerpunkt dieses Gesetzes liegt 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts und es 
wäre deshalb zu prüfen, ob hier die Gefahr 
eines Eingriffs in das grundgesetzlich 
geschützte Selbstbestimmungsrecht der 
Religionsgemeinschaften besteht.

Nach ihrem Selbstverständnis stellen 
christliche Kirchen und Vereinigungen 
im Allgemeinen nur solche Mitarbeiter 
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ein, die der gleichen Konfession angehö-
ren und die übrigen glaubensmäßigen, 
ethischen usw. Normen und Werte des 
Arbeitgebers teilen. Denn die Mitarbeit 
in einer Kirche usw. wird nicht als bloße 
Arbeitsleistung verstanden, sondern als 
gemeinsamer Dienst im Reich Gottes, 
sodass von den Mitarbeitern verlangt 
wird, dass sie sich mit den Glaubens-
grundlagen und ethischen Normen ihres 
Arbeitgebers identifizieren. Dies gilt nicht 
nur für Leiter oder Verkündiger, sondern 
für alle Mitarbeiter. Dies hat auch zur 
Folge, dass Bewerber, die diese Voraus-
setzungen nach Einschätzung der für 
die Einstellung Verantwortlichen nicht 
erfüllen, zurückgewiesen werden. Dies 
würde etwa Bewerber betreffen, die einer 
anderen Religion oder Konfession ange-
hören, aber auch solche Bewerber, deren 
Lebensführung christlichen Grundsätzen 
widerspricht, wie etwa praktizierende 
Homosexuelle oder Bewerber, die in einer 
vor- oder außerehelichen Partnerschaft 
leben. Hinzu kommt nach dem Selbst-
verständnis einer Reihe von Freikirchen 
und der katholischen Kirche die Über-
zeugung, dass das Amt des Verkündigers 
(Pastor, Prediger) und ggf. weitere Ämter 
und Dienste (Älteste, Bibellehrer, Dia-
kone) nach den Aussagen der Bibel Män-
nern vorbehalten sei.

Diese Überzeugungen und ihre Durch-
setzung bei der Einstellung von Mitarbei-
tern stehen nun im Widerspruch zu § 1 
und § 2 Abs. 1 Nr. 1 ADG, da hiernach 
für den Zugang zur Erwerbstätigkeit eine 
Benachteiligung wegen Religion und 
Weltanschauung, der sexuellen Iden-
tität oder des Geschlechts unzulässig 

sind. Jedoch lässt das ADG in § 8 eine 
Ungleichbehandlung bei allen Diskrimi-
nierungsmerkmalen in den Fällen zu, in 
denen der Grund der Ungleichbehand-
lung wegen der Art der auszuübenden 
Tätigkeit eine wesentliche und entschei-
dende berufliche Anforderung ist, sofern 
der Zweck rechtmäßig und die Anforde-
rung angemessen ist. 

§ 9 Abs. 1 ADG lässt darüber hinaus 
als Spezialvorschrift bei Religionsgesell-
schaften eine Ungleichbehandlung wegen 
Religion oder Weltanschauung zu, „wenn 
eine bestimmte Religion oder Weltan-
schauung angesichts des Selbstverständ-
nisses der jeweiligen Religionsgesell-
schaft oder Weltanschauungsvereinigung 
nach der Art der beruflichen Tätigkeit 
... eine wesentliche, rechtmäßige und 
gerechtfertigte berufliche Anforderung 
darstellt“.

Voraussetzung für § 9 Abs. 1 ADG ist 
also, dass bei christlichen Kirchen oder 
Vereinigungen die Zugehörigkeit des 
Bewerbers oder Mitarbeiters zur gleichen 
Religion wie die Anstellungskörperschaft 
bzw. der Arbeitgeber „nach der Art der 
beruflichen Tätigkeit“ „angesichts des 
Selbstverständnisses der jeweiligen 
Religionsgesellschaft“ als „wesentliche, 
rechtmäßige und gerechtfertigte Anfor-
derung“ zu bewerten ist. Es handelt sich 
hier um eine Vielzahl unbestimmter und 
interpretationsfähiger Rechtsbegriffe, die 
erfüllt sein müssen, wenn eine Ausnahme 
vom Diskriminierungsverbot vorliegen 
soll. Folglich besteht in hohem Maße 
das Risiko einer unterschiedlichen Inter-
pretation durch die Gerichte. Man wird 
aber wohl davon ausgehen können, dass 
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die religiöse Übereinstimmung bei Lei-
tern und Verkündigern als wesentliche 
Anforderung bewertet wird, denn wenn 
ein Verkündiger einer anderen Religion 
als die betreffende Kirche angehört, kann 
er weder die christliche Lehre, die er zu 
verkündigen berufen ist, verkündigen 
noch eine Christusnachfolge vorleben. 
Dies dürfte nicht nur für Verkündiger im 
engeren Sinne (Pastoren, Prediger, Evan-
gelisten) gelten, sondern auch für Hoch-
schul-, Schul-, Seminar- oder Bibelschul-
lehrer, Erzieher sowie Rechtsvertreter 
und -berater, Journalisten und andere in 
der Öffentlichkeitsarbeit Tätige. Ebenso 
kann ein leitender Mitarbeiter, der einer 
anderen Religion angehört, die Ziele 
und Zwecke der betreffenden Kirche 
oder Vereinigung nicht unterstützen und 
diese daher auch nicht mit dem Ziel der 
Förderung und Durchsetzung der „Ver-
einsziele“ (Evangelisation, Verkündigung 
und Verbreitung biblischer Lehre, Diako-
nie als Übung christlicher Nächstenliebe 
usw.) leiten. Diese „wesentliche Anforde-
rung“ wird von der Rechtsordnung auch 
als „rechtmäßig und gerechtfertigt“ ange-
sehen werden müssen, da das Grundgesetz 
in Art. 4 Abs. 1 Religionsfreiheit gewährt 
und in Art. 140 i. V. mit Art 136 ff. WRV 
u.a. auch den christlichen Kirchen das 
Recht der Selbstbestimmung gewährt. 
§ 9 Abs. 1 ADG gilt im Übrigen nicht 
nur für die großen Kirchen oder für die 
Körperschaften des Öffentlichen Rechts, 
sondern für alle „Religionsgesellschaften“ 
und damit auch für privatrechtlich orga-
nisierte (Frei-)Kirchen. 

Unklar, ja geradezu paradox erscheint 
allerdings in diesem Zusammenhang § 9 

Abs. 2 ADG, wo es heißt: „Das Verbot 
unterschiedlicher Behandlung wegen der 
Religion oder Weltanschauung berührt 
nicht die nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bestehende Berechtigung der in Abs. 
1 genannten Religionsgesellschaften oder 
Weltanschauungsvereinigungen, von 
ihren Beschäftigten ein loyales und auf-
richtiges Verhalten im Sinn ihres jewei-
ligen Selbstverständnisses verlangen zu 
können“. Soll dies etwa bedeuten, dass 
eine Kirche einen Moslem nicht wegen 
seiner Religion als Mitarbeiter ablehnen 
kann, wohl aber von ihm im Rahmen 
seiner Anstellung von Loyalität im Sinne 
der christlichen Glaubensüberzeugungen 
und der Ziele der Kirche verlangen darf? 
Sollte dies auch für Verkündiger, leitende 
Mitarbeiter, Lehrer usw. gelten, so würde 
dies jedoch nach dem oben Gesagten das 
Selbstbestimmungsrecht der Religions-
gesellschaften völlig zunichte machen 
und es ist nicht anzunehmen, dass die 
Gerichte einer solchen Auslegung folgen 
werden; anders könnte es sich jedoch wie-
derum bei anderen Mitarbeitern verhal-
ten (s.u., 5.1 d).

Damit wäre als erstes Zwischenergebnis 
festzuhalten, dass christliche Kirchen vor-
aussichtlich nicht damit rechnen müssen, 
dass sie zur Anstellung andersreligiöser 
oder religionsloser Leiter, Verkündiger, 
Lehrer, Erzieher oder Pressereferenten 
gezwungen werden.

Jedoch ist dem Interesse von christli-
chen Kirchen und Vereinigungen damit 
in keiner Weise Genüge getan, denn in 
folgender Hinsicht ist das Eingreifen des 
ADG zu befürchten:
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a) § 9 ADG ermöglicht eine Ungleichbe-
handlung nur wegen des Unterschieds der 
„Religion“, nicht aber der „Konfession“. 
Das könnte bedeuten, dass eine evan-
gelische (Frei-)Kirche zwar einen Mos-
lem oder Atheisten, nicht jedoch einen 
Katholiken zurückweisen dürfte. Hier-
gegen könnte man zwar geltend machen, 
dass die „Konfession“ auch in § 1 ADG 
nicht unter den verbotenen Diskriminie-
rungsgründen erwähnt ist. Andererseits 
könnte man argumentieren, dass, wenn 
schon eine Benachteiligung wegen der 
Religion – von Ausnahmen abgesehen 
– unzulässig ist, dies erst recht für eine 
Benachteiligung wegen der Konfession 
gelten müsste. Ggf. wäre hier im Rah-
men des Gesetzgebungsverfahrens auf die 
Aufnahme des Begriffes „Konfession“ in 
§ 9 und § 20 ADG hinzuwirken. – Aller-
dings halte ich die praktische Gefahr für 
sehr gering, dass sich ein Mitglied einer 
anderen christlichen Konfession in eine 
Anstellung als Leiter oder Verkündiger 
einklagen will; bei anderen Tätigkeiten 
ist dies aber schon nicht mehr so unwahr-
scheinlich.

b) Ebenso ist in diesem Zusammenhang 
unklar, ob bestimmte religiöse Vereini-
gungen (sog. „christliche Sekten“) wie 
Zeugen Jehovas, Neuapostolische Kirche, 
Mormonen usw. als eigene „Religion“ 
oder „Weltanschauungsgemeinschaft“ 
oder aber als zum Christentum gehörig 
und als „christliche Konfession“ einge-
stuft werden.

c) § 9 ADG schützt seinem Wortlaut nach 
nur „Religionsgesellschaften“ und „Welt-

anschauungsvereinigungen“, nicht jedoch 
christliche Vereinigungen, die keine Reli-
gionsgesellschaften sind. Dies beträfe 
etwa die Bekennenden Gemeinschaften 
innerhalb der Ev. Landeskirchen, evan-
gelistische Vereine, christliche Studen-
tengruppen, Verlage usw. Ebenso ist die 
Rechtsstellung von Untergliederungen 
von Religionsgesellschaften und ange-
schlossenen Werken (Diakonisches Werk, 
Caritas usw.) nicht klar.

d) Dass die Religion als „wesentliche 
berufliche Anforderung“ i.S. von § 9 Abs. 
1 ADG anerkannt wird, ist bei anderen 
Mitarbeitern als Leitern, Verkündigern, 
Lehrern u.ä. keineswegs sicher. Denn z.B. 
bei Büroangestellten, Fahrern, Kranken-
schwestern und -pflegern, Reinigungs- 
und Küchenpersonal könnte man die 
Auffassung vertreten, dass diese bei einer 
Kirche als Arbeitgeber nicht anders als 
bei einem sonstigen Arbeitnehmer Arbeit 
zu verrichten haben, die in keiner Bezie-
hung zu dem religiösen Selbstverständnis 
des Arbeitgebers steht. Ebenso erscheint 
es bei solchen Mitarbeitern nicht ausge-
schlossen, dass § 9 Abs. 2 ADG so inter-
pretiert wird, dass die Zurückweisung 
eines Bewerbers, der einer anderen oder 
keiner Religion angehört, unzulässig ist, 
von ihm jedoch Loyalität gegenüber sei-
nem Arbeitgeber verlangt werden kann. 
Dies würde dazu führen, dass bei solchen 
Anstellungsverhältnissen die Zurück-
weisung eines Bewerbers wegen seiner 
Religion oder Weltanschauung oder eine 
Kündigung etwa wegen Kirchenaustritts 
oder Übertritt zu einer anderen Reli-
gion unzulässig wäre, obwohl nach dem 
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Selbstverständnis der christlichen Kir-
chen im Allgemeinen auch von solchen 
Mitarbeitern eine Identifikation mit den 
glaubensmäßigen Überzeugungen des 
Arbeitgebers verlangt wird, da es sich 
bei den kirchlichen Mitarbeitern um 
eine Dienstgemeinschaft handelt, bei der 
alle Mitarbeiter mit den gleichen glau-
bensmäßigen Überzeugungen und den 
gleichen Zielen handeln. Und ein „loy-
ales Verhalten im Sinne ihres jeweiligen 
Selbstverständnisses“ kann eine Kirche 
oder christliche Vereinigung von einem 
Anders- oder Nichtgläubigen wohl kaum 
erwarten oder verlangen.

Ebenso ist nicht sicher, ob sich die Kir-
che oder Vereinigung in solchen Fällen auf 
§ 8 Abs. 1 N. 2 ADG berufen kann, denn 
auch dort ist für die Zulässigkeit einer 
Ungleichbehandlung, dass der Grund der 
Ungleichbehandlung, d.h. hier Religion 
oder Weltanschauung, eine „wesentli-
che“ und darüber hinaus im Unterschied 
zu § 9 ADG sogar eine „entscheidende“ 
berufliche Anforderung darstellt. D.h. 
wird hier die Ausnahme nach § 9 ADG 
nicht anerkannt, so wird die Ausnahme 
nach § 8 ADG erst recht nicht anerkannt 
werden.

e) § 9 Abs. 1 ADG erlaubt nur eine 
Ungleichbehandlung wegen der Religion 
oder der Weltanschauung, nicht aber 
wegen anderer Gründe, wie sexuelles 
Verhalten oder Geschlecht, obwohl für 
christliche Kirchen auch dies eine Rolle 
spielen kann. Insoweit könnte sich die 
Kirche dann auf § 8 Abs. 1 Nr. 2 ADG 
berufen, wobei sich wieder die Frage 
stellt, ob die sexuelle Ausrichtung des 

Mitarbeiters bzw. das Geschlecht des Ver-
kündigers von den Gerichten, die darüber 
zu entscheiden haben, als „entscheidende 
und wesentliche berufliche Anforderung“ 
anerkannt wird. Dies erscheint sehr frag-
lich und hängt sehr stark von dem nor-
mativen Verständnis dessen ab, was für 
die Ausübung eines bestimmten Berufs 
„entscheidend“ und „wesentlich“ ist. Legt 
man hier ein rein rationalistisch-mecha-
nisches Verständnis zugrunde, so wäre 
weder das männliche Geschlecht des 
Verkündigers noch die Heterosexualität 
eines sonstigen Mitarbeiters ein wesent-
liche Anforderung, da die Dienste als 
solche in ihrem äußerlichen Ablauf auch 
von Frauen bzw. von Homosexuellen in 
gleicher Weise geleistet werden können. 
Stellt man jedoch auf normative Voraus-
setzungen ab, die nach der Bibel vorlie-
gen müssen bzw. nicht vorliegen dürfen, 
so wäre beides als „wesentlich“ und auch 
als „entscheidend“ anzusehen. Denn eine 
christliche Kirche oder Vereinigung will 
mit ihrer Verkündigung und auch mit 
ihrer inneren Ordnung Gott dienen und 
dies beinhaltet, dass sie sich dabei an die 
Gebote Gottes, wie sie in der Bibel zum 
Ausdruck kommen, hält und sie keines-
falls übertritt. Gottes Gebote und Ord-
nungen und die sich daraus ergebenden 
Konsequenzen sind für eine wahre christ-
liche Kirche immer „wesentlich“ und „ent-
scheidend“! Anders wäre es im Rahmen 
einer juristischen Beurteilung des ADG 
natürlich dann, wenn die betreffende 
Kirche das Geschlecht des Verkündigers 
oder die sexuelle Ausrichtung eines Mit-
arbeiters selbst nicht als wesentlich oder 
entscheidend, sondern als „zweitrangig“ 
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oder nebensächlich ansieht und damit 
auf die Geltendmachung einer Ausnahme 
vom ADG gleichsam verzichtet.

Hinsichtlich des Geschlechts des Ver-
kündigers oder Bibellehrers käme auch 
eine Berufung auf § 8 Abs. 1 Nr. 1 ADG 
in Betracht. Voraussetzung wäre jedoch, 
dass „das Geschlecht wegen der Art der 
auszuübenden Tätigkeit oder der Bedin-
gungen ihrer Ausübung eine unverzicht-
bare Voraussetzung für die Tätigkeit ist“. 
Auch hier kommt es entscheidend auf die 
Maßstäbe an, nach denen das Geschlecht 
als „unverzichtbare Voraussetzung“ für 
die Tätigkeit angesehen wird.

f) Die Zurückweisung eines Bewerbers, 
der in einer nichtehelichen heterosexuel-
len Gemeinschaft lebt, wäre demgegen-
über zulässig, da dieser Tatbestand nicht 
zu den unzulässigen Diskriminierungs-
gründen nach § 1 ADG zählt.

g) An dieser Stelle muss darauf hinge-
wiesen werden, dass das in Art. 140 GG 
garantierte Selbstbestimmungsrecht der 
Religionsgesellschaften es bislang aus-
schloss, dass Kirchen die Grundsätze 
ihres Glaubens oder die Auswahlkriterien 
für ihre Leiter, Verkündiger oder sons-
tigen Mitarbeiter vor Gericht erklären 
und rechtfertigen müssen – mit der wei-
teren Konsequenz, dass das Gericht diese 
Gründe möglicherweise dennoch nicht 
akzeptiert. Der Beauftragte der Vereini-
gung Evangelischer Freikirchen am Sitz 
der Bundesregierung, Dietmar Lütz, hält 
es dementsprechend für möglich, dass 
Kirchen, die die Frauenordination ableh-
nen, möglicherweise vor Gericht ihre 

Glaubensgründe, die gegen eine Frau-
enordination sprechen, zu erklären haben 
werden. Dabei werde es sich dann zeigen, 
„ob es sich dabei tatsächlich um religiös 
belegbare Gründe oder um alte Zöpfe 
handelt“.7 

5.2 auf dem Gebiet des  
Mietrechts

Ein weiterer Problembereich liegt für 
Kirchen und christliche Vereinigungen 
und mehr noch für einzelne Christen 
als Hauseigentümer und Vermieter im 
Bereich des Mietrechts. Dort stellt sich 
nämlich das Problem, ob die Ablehnung 
der Vermietung einer Wohnung an homo-
sexuelle Paare gegen § 20 Abs. 1 Nr. 1 
ADG verstößt und zu den Rechtsfolgen 
des § 22 ADG (Vertragsschluss, Scha-
densersatz und ggf. sogar Verpflichtung 
zu Unterlassung weiterer Benachteiligun-
gen) führen kann. Ähnliche Probleme 
können sich ergeben, wenn die Kirche 
oder der Hauseigentümer seine Wohnun-
gen nur an Personen vermieten will, die 
er als Christen kennt oder einschätzt oder 
die der gleichen Kirche angehören und 
andere Bewerber, darunter auch solche, 
die zu einer der in § 1 ADG genannten 
Gruppen gehören, zurückweist.

Es ist bislang nicht klar, ob das Benach-
teiligungsverbot des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
ADG für Mietverträge auch bei privater 
Vermietung einer einzelnen (oder einiger 
weniger) Wohnung gilt. Ist dies zu ver-
neinen, so dürften sich für Christen als 
Hauseigentümer im Allgemeinen keine 
Probleme ergeben und für Kirchen nur 
dann, wenn sie regelmäßig und gleich-
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sam geschäftsmäßig Wohnungen vermie-
ten. Bezieht man jedoch auch die private 
Vermietung einer einzelnen Wohnung in 
den Anwendungsbereich des ADG ein, 
dann müssten rechtfertigende Ausnah-
men für eine Ungleichbehandlung eines 
Mietinteressenten wegen seiner sexuellen 
Ausrichtung oder seiner Religion oder 
Weltanschauung vorliegen. Für Kirchen 
und christliche Vereinigungen käme hier 
§ 21 Nr. 4 ADG in Betracht, wonach eine 
Benachteiligung wegen Religion oder 
Weltanschauung im Hinblick auf die 
Ausübung der Religions- oder Weltan-
schauungsfreiheit oder das Selbstbestim-
mungsrecht der Religionsgemeinschaften 
gerechtfertigt ist. Unter diesem Gesichts-
punkt würden es die Gerichte vermutlich 
als gerechtfertigt erachten, wenn eine 
Kirche oder sonstige christliche Vereini-
gung ihre Wohnungen vorzugsweise an 
ihre Mitglieder vermietet. Sicher ist dies 
jedoch nicht. Ein Rechtfertigungsgrund 
für die Zurückweisung eines homosexu-
ellen Paares gibt sich hieraus jedoch nicht 
und gilt auch nicht für Christen, die als 
Privatpersonen Wohnungen vermieten. 
Hier greift jedoch u.U. § 20 Abs. 5 S.2 
ADG für den Fall ein, dass der Vermieter 
auf dem gleichen Grundstück wohnt, auf 
dem sich die vermietete Wohnung befin-
det.

6 Abschließende Bewertung   
 des ADG

Abschließend soll kurz dargestellt 
werden, ob das ADG mit der geltenden 

Rechtsordnung und den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit zu vereinbaren ist. Auch die 
rechtspolitischen Konsequenzen sollen 
kurz untersucht werden.

6.1 Der Eingriff in die  
Vertragsfreiheit

Als erstes ist offenkundig, dass die-
ses Gesetz schwer wiegende Eingriffe in 
die Privatautonomie enthält. Privatau-
tonomie bedeutet das Recht eines jeden 
Bürgers, seine Lebensverhältnisse selbst 
zu regeln. Dieses Recht ist grundge-
setzlich in Art. 2 Abs. 1 GG unter dem 
Gesichtspunkt der freien Entfaltung 
der Persönlichkeit geschützt. Eines der 
hauptsächlichen Rechtsinstrumente der 
Privatautonomie ist die Vertragsfreiheit. 
Sie beinhaltet das Recht, frei zu entschei-
den, ob, mit wem und zu welchen Bedin-
gungen man Arbeits-, Kauf- Miet- und 
sonstige Verträge schließen will. Dies 
schließt das Recht ein, Angebote Dritter 
auf Abschluss eines Vertrages mit oder 
ohne Begründung zurückzuweisen, wobei 
der – zum Ausdruck gebrachte oder nur 
innerlich vorhandene – Grund rechtlich 
bedeutungslos ist. Da die Ausübung der 
Vertragsfreiheit durch Abschluss von 
Verträgen voraussetzt, dass der in Aus-
sicht genommene Vertragspartner sei-
nerseits zum Vertragsabschluss willig 
und bereit ist, geht die amtliche Begrün-
dung des ADG fehl, wenn sie ausführt, 
dass sich „die Privatautonomie ... nur 
entfalten (kann), wenn die Freiheit des 
Vertragsabschlusses auch realisiert wer-
den kann“.8 Denn jede Vertragsfreiheit 
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hat seine Grenze an der Vertragsfreiheit 
seines potenziellen Vertragspartners; der 
Staat hat nicht das Recht, diesen unter 
Androhung rechtlicher Sanktionen zum 
Vertragsabschluss zu zwingen und auch 
nicht, bestimmte Gründe und Motive 
der Ablehnung des Vertragsschlusses mit 
Sanktionen zu belegen.

6.2 Der Eingriff in das Selbst-
bestimmungsrecht der Reli-
gionsgesellschaften und in die 
Glaubens- und Gewissensfreiheit

Es wurde unter 5 herausgearbeitet, dass 
christliche Kirchen und Vereinigungen 
v.a. auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, 
aber u.U. auch im Mietrecht, in Konflikt 
mit dem ADG geraten können. Insoweit 
stellt dieses Gesetz also einen Eingriff in 
das grundgesetzlich geschützte Selbst-
bestimmungsrecht der Religionsgesell-
schaften dar. Dieses beinhaltet es, seine 
Rechtsverhältnisse wie Arbeits- und 
Dienstverhältnisse, aber auch Miet- oder 
Kaufverträge nach eigenem Ermessen in 
Verantwortung vor Gott und unter Ein-
haltung der in seinem Wort enthaltenen 
Gebote zu regeln und schließt es aus, dass 
sich eine Kirche usw. deswegen vor staat-
lichen Gerichten zu verantworten hat. 
Sollte der Staat jedoch die Anstellung 
von Mitarbeitern, die die Kirche auf-
grund dieser Normen und Gebote nicht 
anstellen kann, unter Androhung von 
Schadensersatzleistungen o.ä. erzwingen, 
so könnte die Kirche solchen staatlichen 
Forderungen nicht nachkommen. Sie 
müsste sie verweigern und ggf. – nach 
erfolglosem Beschreiten des Rechtswegs 

– die entsprechenden Sanktionen auf sich 
nehmen, da für sie dann der Grundsatz 
“Man muss Gott mehr gehorchen als den 
Menschen“ (Apg 5,29) gelten würde. 

Gleiches gilt für Christen, denen es ihr 
an die Bibel gebundenes Gewissen verbie-
tet, ihre Wohnung an ein homosexuelles 
Paar zu vermieten. 

6.3 Die Gefahr des Missbrauchs

Das ADG enthält in hohem Maße die 
Gefahr des Missbrauchs, indem Ansprü-
che wegen Diskriminierung geltend 
gemacht werden, ohne dass eine solche 
vorliegt. Begünstigt wird dies etwa durch 
die bloße Glaubhaftmachung der entspre-
chenden Tatsachen und die dann eintre-
tende Beweislastumkehr. Dies sowie der 
ggf. (etwa durch die Tätigkeit der Anti-
diskriminierungsstelle) einsetzende poli-
tische Druck auf Arbeitgeber, Versicherer, 
Vermieter usw. könnte dazu führen, dass 
viele Arbeitgeber usw. die in dem Gesetz 
geschützten Personengruppen nicht nur 
nicht benachteiligen, sondern bevorzugen 
werden. Dies aber geht zulasten sonstiger 
Bewerber, potenzieller Mieter usw.

6.4 Die Gefahr der  
Rechtsunsicherheit

Eine ganze Anzahl von Bestimmun-
gen sowie ein Teil der Systematik die-
ses Gesetzes sind in ihrem Verständnis 
unklar und mehrdeutig. Das bedeutet, 
dass der Bürger nicht mit Sicherheit weiß, 
welches Verhalten unzulässig ist und wel-
ches nicht. Damit einhergehend wird es 
zu einer Vielzahl von Rechtsstreitigkeiten 
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und Gerichtsverfahren kommen mit der 
Folge, dass die Justiz noch mehr überlas-
tet wird.

6.5 Die rechtspolitische  
Kontraproduktivität des ADG

Es ist nicht unwahrscheinlich, dass 
der rechtspolitische Zweck, nämlich die 
Akzeptanz und gesellschaftlich Integra-
tion der in den Gesetz geschützten Grup-
pen, letzten Endes nicht erreicht wird, 

sondern dass das Gesetz dazu führt, dass 
viele Arbeitgeber, Vermieter vertragliche 
Beziehungen zu den betreffenden Grup-
pen nunmehr völlig meiden und Arbeits-
stellen, Wohnungen usw. nicht mehr 
öffentlich ausschreiben, sondern unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit anbieten 
und vergeben.

Insgesamt ist das ADG das Musterbei-
spiel eines Gesetzes, in dem sich Ideologie 
über Recht und Sachverstand erhebt.

AnmerkungenAnmerkungen

1 Von einigen Ausnahmen wie § 611 a BGB 
abgesehen, der die Benachteiligung wegen des 
Geschlechts bei der Begründung und Ausge-
staltung von Arbeitsverhältnissen verbietet.
2 Quelle: NJW-Dokumentation, NJW 1-2/05, 
S.XXXV ff.
3 Amtliche Begründung zum Entwurf des 
ADG, S.69.

4 So Prof. Dr. Rolf Wank im Editorial von 
NJW 3/2005.
5 Vergl. Prof. Dr. Gregor Thüsing in FAZ.
6 Amtlicher Entwurf des ADG (Stand 
05.05.2004), S.3.
7 Idea Spektrum 4/05, S.9.
8 Amtlicher Entwurf des ADG (Stand 
05.05.2004), S.75 f.
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